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See the notice on TED website

187186-2024 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Ingenieurbüros – Neubau der Bauhof-Mittelhalle in Zirndorf; 
Technische Gebäudeausrüstung nach Teil 4, Abschnitt 2 HOAI 2021, ALG 4 bis 6, LPH 1-9
OJ S 63/2024 28/03/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Stadt Zirndorf
E-Mail: vergabestelle@zirndorf.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Neubau der Bauhof-Mittelhalle in Zirndorf; Technische Gebäudeausrüstung nach Teil 4, 
Abschnitt 2 HOAI 2021, ALG 4 bis 6, LPH 1-9
Beschreibung: Die Stadt Zirndorf plant den Neubau der Bauhof-Mittelhalle in Zirndorf.Im Jahr 
2019 wurde der Bauhof der Stadt Zirndorf umfassend aufgestockt, um den steigenden 
Anforderungen gerecht zu werden. Als nächster Schritt ist geplant, die alten Werkstatthallen 
abzubrechen und durch einen Neubau zu ersetzen. Dieses Projekt umfasst den Neubau einer 
modernen Werkstatthalle, deren Vorentwurf von unserem Amt erstellt wurde. Der Neubau wird 
während des laufenden Betriebs des Bauhofs realisiert und umfasst eine 
Bruttogeschossfläche (BGF) von etwa 3000 m². Die geschätzten Baukosten der 
Kostengruppen 300 und 400 belaufen sich auf etwa Brutto 6.000.000 €.Mit dem Neubau der 
Werkstatthallen für den Bauhof der Stadt Zirndorf soll eine moderne und effiziente Infrastruktur 
geschaffen werden, um den steigenden Anforderungen gerecht zu werden. Während des 
laufenden Betriebs sollen alle Maßnahmen ergriffen werden, um die Dienstleistungen des 
Bauhofs zu gewährleisten und Unterbrechungen zu minimieren.Es ist eine stufenweise 
Beauftragung vorgesehen. Für den Vertragsabschluss ist die Verwendung von 
Vertragsformularen nach HAV-KOM vorgesehen.Gegenstand dieser Vergabe sind die 
Leistungen sind die Leistungen den Technischen Gebäudeausrüstung nach Teil 4, Abschnitt 2 
HOAI 2021, ALG 4 bis 6, LPh. 1-9.
Kennung des Verfahrens: 7bf879e1-6b89-4699-8568-87a025a99b5b
Interne Kennung: 6000 7700 23
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Zirndorf
Postleitzahl: 90513
Land, Gliederung (NUTS): Fürth, Landkreis (DE258)

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/187186-2024
mailto:vergabestelle@zirndorf.de
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Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: #Besonders geeignet für:selbst#Der Bieter hat anzugeben 
inwieweit sein Unternehmen einen Bezug zu Russland hat. Dafür ist die “Eigenerklärung 
Bezug Russland“ (FB 127/L127/III.127) auszufüllen und als Teil des Angebotes abzugeben. 
Diese Erklärung ist auch für Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher gem. 
den Bedingungen der Erklärung abzugeben.Angebote können ausschließlich von registrierten 
Bewerbern über die Vergabeplattform  in Textform (www.staatsanzeiger-eservices.de)
eingereicht werden.Die Kommunikation (Fragen, Auskünfte) erfolgt ausschließlich über die 
Vergabeplattform.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU

2.1.6.  Ausschlussgründe
Rein innerstaatliche Ausschlussgründe: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
Es gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. 
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er 
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den 
letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder 
• gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Konkurs: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 
126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen 
und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in 
den letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
oder • gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 
Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe 
von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Es gelten 
zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter 
hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. 
ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei 
Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Korruption: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 
126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen 
und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in 
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den letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
oder • gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 
Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe 
von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: Es 
gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. 
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er 
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den 
letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder 
• gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Betrugsbekämpfung: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach 
§§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB 
vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter 
Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz 
oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr 
als 2.500 Euro belegt worden ist.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
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Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Zahlungsunfähigkeit: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach 
§§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB 
vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter 
Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz 
oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr 
als 2.500 Euro belegt worden ist.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Es gelten zusätzlich 
die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat 
anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein 
nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • 
gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Es gelten 
zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter 
hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. 
ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei 
Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: Es gelten zusätzlich die 
gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat 
anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein 
nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • 
gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Es gelten 
zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter 
hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. 
ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei 
Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
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Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: Es 
gelten zusätzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. 
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er 
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den 
letzten zwei Jahren • gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder 
• gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: Es gelten zusätzlich die gesetzlichen 
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob 
Ausschlussgründe nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung 
oder Gesetz für den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren • gem. § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder • gem. § 21 Abs. 1 
Arbeitnehmerentsendegesetz oder • gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: Neubau der Bauhof-Mittelhalle in Zirndorf; Technische Gebäudeausrüstung nach Teil 4, 
Abschnitt 2 HOAI 2021, ALG 4 bis 6, LPH 1-9
Beschreibung: Die Stadt Zirndorf plant den Neubau der Bauhof-Mittelhalle in Zirndorf.Im Jahr 
2019 wurde der Bauhof der Stadt Zirndorf umfassend aufgestockt, um den steigenden 
Anforderungen gerecht zu werden. Als nächster Schritt ist geplant, die alten Werkstatthallen 
abzubrechen und durch einen Neubau zu ersetzen. Dieses Projekt umfasst den Neubau einer 
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modernen Werkstatthalle, deren Vorentwurf von unserem Amt erstellt wurde. Der Neubau wird 
während des laufenden Betriebs des Bauhofs realisiert und umfasst eine 
Bruttogeschossfläche (BGF) von etwa 3000 m². Die geschätzten Baukosten der 
Kostengruppen 300 und 400 belaufen sich auf etwa Brutto 6.000.000 €.Mit dem Neubau der 
Werkstatthallen für den Bauhof der Stadt Zirndorf soll eine moderne und effiziente Infrastruktur 
geschaffen werden, um den steigenden Anforderungen gerecht zu werden. Während des 
laufenden Betriebs sollen alle Maßnahmen ergriffen werden, um die Dienstleistungen des 
Bauhofs zu gewährleisten und Unterbrechungen zu minimieren.Es ist eine stufenweise 
Beauftragung vorgesehen. Für den Vertragsabschluss ist die Verwendung von 
Vertragsformularen nach HAV-KOM vorgesehen.Gegenstand dieser Vergabe sind die 
Leistungen sind die Leistungen den Technischen Gebäudeausrüstung nach Teil 4, Abschnitt 2 
HOAI 2021, ALG 4 bis 6, LPh. 1-9.
Interne Kennung: 6000 7700 23

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Zirndorf
Postleitzahl: 90513
Land, Gliederung (NUTS): Fürth, Landkreis (DE258)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/05/2024
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2026

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders geeignet für:selbst#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach VgV und GWB, 
insbesondere nach §44 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung II.6", 
der unter dem Link in dieser EU-Bek. zum Download zur Verfügung steht zu entnehmen.
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach 
VgV und GWB, insbesondere nach §44 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur 
Eignung II.6", der unter dem Link in dieser EU-Bek. zum Download zur Verfügung steht zu 
entnehmen. Der Nachweis der erlaubten Berufszulassung des Inhabers/der Inhaberin oder der 
Führungskräfte des Unternehmens oder der Projektleitung ist durch Vorlage der 
Berufszulassung (Kopie Kammereintragung oder Bescheinigungen über die Erlaubnis zur 
Berufsausübung, z.B. Dipl.-Ing. Univ./TU/TH/FH, Master, Bachelor oder vergleichbare 
Berufszulassung) zu führen.
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Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach VgV und GWB, 
insbesondere nach § 45 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung II.6" 
unter Ziffer III zu entnehmen.
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach 
VgV und GWB, insbesondere nach § 45 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur 
Eignung II.6" unter Ziffer III zu entnehmen. Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
Berufshaftpflichtversicherung des Auftragnehmers/der ARGE über 3 000 000,00 EUR für 
Personenschäden und 3 000 000,00 EUR für sonstige Schäden bei einem, in einem 
Mitgliedsstaat der EU oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum zugelassenen Versicherungsunternehmens. Die Deckung für das Objekt 
muss über die Vertragslaufzeit uneingeschränkt erhalten bleiben. Die geforderte Sicherheit 
kann auch durch eine Erklärung des Versicherungsunternehmens nachgewiesen werden, mit 
der diese den Abschluss der geforderten Haftpflichtleistungen und Deckungsnachweise im 
Auftragsfall zusichert. Bei Versicherungsverträgen mit Pauschaldeckungen (also ohne 
Unterscheidung nach Sach- und Personenschäden) ist eine Erklärung des 
Versicherungsunternehmens erforderlich, dass beide Schadenskategorien im Auftragsfall 
parallel zueinander mit den geforderten Deckungssummen abgesichert sind

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach VgV und GWB, 
insbesondere nach § 46 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung II.6", 
das unter dem Link in dieser EU-Bek. zum Download zur Verfügung steht zu entnehmen.
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Gefordert werden Nachweise und Angaben u. a. nach 
VgV und GWB, insbesondere nach § 46 VgV. Details sind dem Formblatt "Eigenerklärung zur 
Eignung II.6", das unter dem Link in dieser EU-Bek. zum Download zur Verfügung steht zu 
entnehmen.Eigenerklärungen werden gefordert für:A) Angaben über das jährliche Mittel des 
Umsatzes des Unternehmens in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren nach Ziffer 
III.2 des Formblattes „Eigenerklärung zur Eignung II.6“ B) Das jährliche Mittel der in den 
letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren Beschäftigten, getrennt nach Führungskräften, 
sonstige Beschäftigte/davon Architekten (ohne Führungskräfte) (Dipl.-Ing. Univ./TU/TH/FH, 
Master, Bachelor oder vergleichbare Berufszulassung) gemäß Ziffer III.3 des Formblattes 
„Eigenerklärung zur Eignung II.6“ dabei wird eine Mindestzahl von 2 Ingenieuren 
vorausgesetztC) Präsentation von 3 Referenzen gemäß Ziffer IV.1 des Formblattes 
„Eigenerklärung zur Eignung II.6“ (dabei ist das vom Auslober zur Verfügung gestellte 
Formblatt "Anlage Referenzliste" zwingend zu verwenden).Es werden nur Referenzen 
gewertet, bei denen mindestens 4 vom Bewerber erbrachte Leistungsphasen im Zeitraum 
01.01.2019 bis zum Ablauf der Frist für den Eingang der Angebotsunterlagen erbracht wurden. 
Bei mindestens einer dieser Referenzen müssen die Leistungsphasen 1 bis 8 erbracht worden 
sein. Alternativ bei mindestens einer Referenz die Leistungsphasen 1 bis 4 und bei einer 
weiteren Referenz die Leistungsphasen 5 bis 8.Vergleichbar sind grds. nur umfassende 
Planungsleistungen der Technischen Gebäudeausrüstung der Anlagengruppen 4 bis 6 von 
grundsätzlich öffentlich genutzten Funktionsgebäuden in Verbindung mit Funktionstrakten, 
Verwaltungs- oder Büronutzung, wie z. B. Bauhof, Recyclinghof, Wertstoffhof, Gewerbehof 
oder Gebäude aus dem Bereich Werkhallen, Lagerhallen mit Bürotrakt oder sonstige 
vergleichbare Gebäude, die dem geplanten Gebäudetyp entsprechen und mit einem 
Schwierigkeitsgrad nach Honorarzone II und mit Gesamtkosten von mind. 2,0 Mio. EUR, in 
denen durch den Bewerber mindestens 4 Leistungsphasen der Anlagengruppen 4 bis 6 
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erbracht wurden.Referenzen mit folgenden Angaben:- Objektbeschreibung- Gesamtkosten 
und Kenndaten- Kostenentwicklung und Gründe für Abweichungen- Terminentwicklung und 
Gründe für Abweichungen- Vertragsverhältnis- Leistungsphasen und Leistungszeitraum- 
Honorarangaben- Daten zum Auftraggeber
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Methoden zur Qualitätssicherung der Planung, Ausschreibung, 
Bauüberwachung
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Methoden zur Kostensicherheit
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Erfahrung bzw. Arbeitsweise bei geförderten Maßnahmen, insbesondere beim 
Neubau Öffentlicher Funktionsbauten
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Projektteam - Zusammensetzung, Organisation, Vertretungsregelung, 
Verfügbarkeit, sofortiger Arbeitsbeginn, Personaleinsatzplan
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Organisation der Bauleitung / Präsenz vor Ort
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Erläuterung eines Konzeptes zur Auslegung der technischen Anlagen mit 
möglichst geringem Aufwand an haustechnischer Installation und Steuerungstechnik
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Anmerkungen zum Kostenrahmen
Kriterium: 
Art: Preis
Beschreibung: Honorarangebot

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs
/EFormsBekVuUrl?z_param=290020

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://staatsanzeiger-eservices.de
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig

https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs/EFormsBekVuUrl?z_param=290020
https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs/EFormsBekVuUrl?z_param=290020
https://staatsanzeiger-eservices.de
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Frist für den Eingang der Angebote: 29/04/2024 10:30:00 (UTC+01:00) Mitteleuropäische Zeit, 
Westeuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 300 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: 0
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Ja
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Schlichtungsstelle: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Informationen über die Überprüfungsfristen: Der Nachprüfungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 
GWB unzulässig, soweit der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, müssen spätestens 
bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe. Der Nachprüfungsantrag ist 
ebenfalls unzulässig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des 
Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Stadt 
Zirndorf
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: Stadt Zirndorf
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: Stadt 
Zirndorf
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Stadt Zirndorf
Organisation, die Angebote bearbeitet: Stadt Zirndorf
TED eSender: Beschaffungsamt des BMI

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Stadt Zirndorf
Registrierungsnummer: 218/114/70209
Abteilung: Stadtbauamt
Postanschrift: Fürther Str. 8
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Stadt: Zirndorf
Postleitzahl: 90513
Land, Gliederung (NUTS): Fürth, Landkreis (DE258)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Vergabestelle Zirndorf
E-Mail: vergabestelle@zirndorf.de
Telefon: +49 9119600134
Internetadresse: https://www.zirndorf.de
Profil des Erwerbers: https://staatsanzeiger-eservices.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Registrierungsnummer: 09-0358002-61
Postanschrift: Postfach 606
Stadt: Ansbach
Postleitzahl: 91511
Land, Gliederung (NUTS): Ansbach, Kreisfreie Stadt (DE251)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de
Telefon: +49 981 53 1277
Internetadresse: https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Schlichtungsstelle

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Beschaffungsamt des BMI
Registrierungsnummer: 994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: dd1ec31d-72c1-4a8f-b19f-c74e7c84c760  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16

mailto:vergabestelle@zirndorf.de
https://www.zirndorf.de
https://staatsanzeiger-eservices.de
mailto:vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de
mailto:esender_hub@bescha.bund.de
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Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 27/03/2024 10:31:07 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 187186-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 63/2024
Datum der Veröffentlichung: 28/03/2024
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